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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats

EDOB Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter

EO Erwerbsersatzordnung

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

OR Obligationenrecht

SGB Schweizerischer Gehérlosenverbund

EKJ Eidgendssische Kommission fur Jugendfragen

EOG Bundesgesetz Uiber den Erwerbsersatz fir Dienstleistende und bei
Mutterschaft
(Erwerbsersatzgesetz)

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

PFPDT Préposé fédéral a la protection des données et a la transparence

APG allocations pour perte de gain

USAM Union suisse des arts et métiers

Cco Code des obligations

FSS Fédération Suisse des Sourds

CFJ Commission fédérale pour la jeunesse

LAPG Loi fédérale sur les allocations pour perte de gain en cas de service et de
maternité (Loi sur les allocations pour perte de gain)

UPS Union Patronale Suisse
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Le 5 septembre 2018, le Conseil fédéral a ouvert une procédure de consultation sur les
modifications d'ordonnance nécessaires pour |'élaboration d'un Agenda Intégration
Suisse en faveur des personnes mineures non accompagnées dans le domaine de I'asile.
La question de l'indemnisation des cantons pour les colts qui en résulteraient fait
également partie de la consultation. L'agenda vise a intégrer plus rapidement ces
personnes sur le marché du travail. Les lignes directrices de cet agenda ont été
approuvées au printemps 2018 par la Confédération et les Cantons. '

Die im Friihjahr 2020 durchgefiihrte Vernehmlassung zur Anderung des Asylgesetzes -
angestossen durch eine parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) - ergab, dass die
Mehrheit der Stellungnehmenden die Méglichkeit begriissten, zur
Identitatsiiberpriifung von Asylsuchenden deren mobile Geréte zu nutzen. 24 von 25
stellungnehmenden Kantonen - alle mit Ausnahme des Kantons Neuenburg - sowie die
Parteien der CVP, FDP und SVP stimmten diesem Vorhaben im Grundsatz zu, da sie sich
davon eine effiziente Methode zur Identifizierung von Personen erhofften, fir die keine
Identitatsdokumente vorliegen wirden. Opposition erfuhr der Entwurf von den linken
Parteien und von den meisten stellungnehmenden interessierten Kreisen. Diese
erachteten die Massnahme als unverhéltnismassigen Eingriff in die persénlichen
Grundrechte, vermissten eine gesetzliche Grundlage und bezweifelten darlber hinaus
die postulierte Effizienz eines solchen Vorgehens. Nicht zuletzt brachten sie
datenschutzrechtliche Bedenken vor. Funf Kantone und die SVP setzten sich auf der
anderen Seite flr die Moglichkeit einer zwangsweisen Abnahme der elektronischen
Datentrager ein. Der Entwurf der Kommission sah eine Mitwirkungspflicht, aber keinen
Zwang vor. Einige stellungnehmende Akteure, darunter auch der EDOB, machten
deutlich, dass sie die Grundrechtskonformitat im Falle eines Zwanges nicht mehr
gegeben sahen. Der EDOB forderte etwa auch die Schaffung einer Gesetzesgrundlage
fur die Bearbeitung personenbezogener Daten von Drittpersonen, da diese auch von
den zur Identitatserkennung unternommenen Auswertungen betroffen sein kénnten.
Die zustandige SPK-NR lbernahm gewisse Empfehlungen aus der Vernehmlassung,
insbesondere datenschutzrechtliche Belange, und verabschiedete im Oktober 2020 mit
13 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen die Vorlage an den Bundesrat. ?

Familienpolitik

Der Bundesrat nahm Kenntnis von den Antworten auf seine Vernehmlassung zur
rechtlichen Besserstellung gleichgeschlechtlicher Paare. Mit Ausnahme von EDU und
EVP bejahten alle Parteien einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf, ebenso alle
Kantone ausser dem Thurgau. Uber die konkrete Umsetzung gingen die Meinungen
allerdings auseinander. Wenn sich auch eine deutliche Mehrheit flr eine registrierte
Partnerschaft aussprach (und nicht fir die ebenfalls zur Diskussion stehende
obligationenrechtliche L&sung), so spaltete die Frage, ob es sich dabei um eine
Partnerschaft mit relativ eigenstandigen oder Uber eine mit weitgehend ehelichen
Wirkungen handeln soll, die Vernehmlassungsteilnehmer in zwei ungeféhr gleich grosse
Lager. Der Bundesrat entschied sich flr die erste Variante, da sie rechtlich praziser
gefasst werden konne; bei einer ehedhnlichen Partnerschaft wéaren die Abgrenzungen
zum Institut der Ehe schwierig. Eingefuhrt werden soll damit ein neues
Rechtsinstrument, das homosexuellen Paaren sowohl eine staatliche Anerkennung als
auch eine rechtliche Absicherung ihrer Beziehung ermdglicht. Im Vorentwurf fur das
Gesetz sollen Regelungen im Erb-, Sozialversicherungs- und Steuerrecht ausgearbeitet
werden. Als besonders heikel dirfte sich die Frage des Aufenthaltsstatus fir
ausléndische Partner erweisen. Das Gesetz soll aber auch klare Schranken setzen. So
soll etwa die gemeinsame Adoption von Kindern durch schwule Paare ebenso
ausgeschlossen werden wie der Zugang lesbischer Partnerschaften zur medizinisch
unterstitzten Fortpflanzung. Die Verbdnde der Schwulen und Lesben zeigten sich
einerseits erfreut darliber, dass nun erste Schritte zur rechtlichen Besserstellung getan
werden, andererseits aber enttauscht darlber, dass die vorgeschlagene Lésung eher in
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die Richtung von Sonderregelungen, denn von gleichen Rechten gehe. *

Gleichgeschlechtliche Paare sollen die Mdglichkeit erhalten, ihre Partnerschaft beim
Zivilstandsamt registrieren zu lassen. Der Bundesrat gab eine entsprechende
Gesetzesvorlage in die Vernehmlassung. In vielen Punkten sollen homosexuelle Paare
Ehepaaren gleichgestellt werden und sowohl deren Rechte wie Pflichten erhalten.
Vorteile bringt der Gesetzesvorschlag vor allem im Erb- und Sozialversicherungsrecht.
Die gemeinsame Adoption sowie die Adoption eines ,Stiefkindes™ (aus einer fritheren
heterosexuellen Beziehung) wird ihnen jedoch verwehrt, ebenso der Zugang zur
Fortpflanzungsmedizin, da nach Ansicht des Bundesrates zwei Vater oder zwei Mutter
das Kind in der heutigen Gesellschaft in eine Ausnahmesituation bringen wurden.
Auslandische Partnerinnen und Partner sollen grundséatzlich einen Anspruch auf eine
fremdenpolizeiliche Aufenthaltsbewilligung erhalten, nicht aber auf eine erleichterte
Einblrgerung. Die Schwulen- und Lesbenorganisationen kritisierten die beiden letzten
Punkte als diskriminierende Sonderregelung. In ersten Stellungnahmen erklarte sich
lediglich die CVP mit den Vorschlagen zufrieden. Die SVP lehnte sie als Abwertung der
Ehe ab. Sowohl der SP wie der FDP ging die Gleichstellung zu wenig weit, weshalb sie
diesbezigliche Korrekturen verlangten. *

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Registrierung gleichgeschlechtlicher Paare fand in
der Vernehmlassung breite Zustimmung. Einzig SVP und EVP lehnten sie rundweg ab.
Die Schweizerische Bischofskonferenz widersetzte sich einer zivilrechtlichen Regelung
nicht, erklarte aber, sie wirde keine homosexuellen Partnerschaften segnen. FDP, SP,
dem Katholischen Frauenbund und den Homosexuellenorganisationen ging sie -
insbesondere wegen des vorgesehenen Adoptionsverbots - zu wenig weit. In seiner
Ende November verabschiedeten Botschaft hielt der Bundesrat aber daran fest, ebenso
wie am Verbot des Zugangs zur Fortpflanzungsmedizin. Er begriindete dies damit, dass
sonst ein Kind entgegen der Natur rechtlich zwei Mutter oder zwei Vater hatte, wodurch
es zum gesellschaftlichen Aussenseiter wirde. Das Bundesgesetz liber die eingetragene
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare stellt diese im  Erb- und
Sozialversicherungsrecht sowie bei der beruflichen Vorsorge den Ehepaaren gleich.
Eine eingetragene Partnerschaft entsteht, indem die beiden Manner bzw. Frauen ihren
Willen beim Zivilstandsamt zu Protokoll geben - anders als bei einer Eheschliessung gibt
es kein Jawort. Auf den Namen und das Burgerrecht hat dieser Akt keinen Einfluss.
Auslandische Partner werden den auslandischen Ehegatten von Schweizerinnen und
Schweizern resp. niedergelassenen Auslanderinnen und Auslandern gleichgestellt
(Anspruch auf eine Aufenthaltsbewilligung, nach flinf Jahren auf eine
Niederlassungsbewilligung). Liegt offensichtlich ein Missbrauch vor, kann der
Zivilstandsbeamte die Eintragung verweigern. Um moglichst wenig Probleme beim
Aufheben der Verbindung entstehen zu lassen, werden die Partner (anders als Eheleute)
von Gesetzes wegen der Gutertrennung unterstellt. Der Weg aus der anerkannten
Partnerschaft ist klrzer als jener aus einer Ehe: Ein Jahr Trennung genugt, um auch
gegen den Willen des anderen die Auflésung durchzusetzen. ®

Im November 2018 veréffentlichte der Bundesrat die Botschaft fiir eine Anderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschadigung bei langerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund fur die Revision des EOG sei eine Rechtslicke bei
der Mutterschaftsentschadigung, da die Mitter bei Uber dreiwdchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschadigung aufschieben kénnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschadigung Leistungen vorsédhen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusétzliche Entschadigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verléangerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kindigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben mussten und die
Mitter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstétigkeit wieder aufndhmen. Die
Zusatzkosten von jéhrlich CHF 5.9 Mio. wirden durch die aktuellen Einnahmen der EO
gedeckt.

Bei der Vernehmlassung von Marz bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, funf im
eidgendssischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbande beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
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Bindung zum Kind - der Zweck des Mutterschaftsurlaubs - auch im Spital geschehen
kénnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht fur die Mutter, dass sie bereits vor der
Geburt geplant hatten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, fur
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines gultigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen fir eine Uberpriifung durch die Ausgleichskassen anhand der spater
entrichteten Beitrage aus, wahrend die SP eine Ausdehnung der Entschadigung auf alle
Frauen unabhangig ihrer Erwerbstatigkeit forderte. Darliber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Lucken im sozialen Netz bezlglich
Mutterschaftsentschadigung schliesse. ¢

Im Mai 2019 legte der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft zur besseren
Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und Angehdrigenpflege vor. Darin sollen kurzzeitige
Arbeitsabwesenheiten zur Pflege von Familienmitgliedern oder Lebenspartnerinnen
und -partnern geregelt werden, welche maximal drei Tage am Stick und nicht mehr als
zehn Tage pro Jahr dauern dirfen. Der Bundesrat schéatzte die fur die Wirtschaft durch
die dazu vorgesehene Lohnfortzahlung entstehenden Mehrkosten auf CHF 90 bis 150
Mio. Weiter soll Eltern schwer beeintrachtigter Kinder ein Betreuungsurlaub von
jahrlich bis zu 14 Wochen und eine Betreuungsentschadigung zugestanden werden.
Bisher mussten Angehodrige in solchen Fallen Ferien nehmen, sich krankschreiben
lassen oder gar die Arbeitsstelle aufgeben. Die daraus entstehenden Mehrkosten seien
aufgrund der unbekannten Zahl von betroffenen Familien schwer zu schéatzen, so der
Bundesrat. Bei maximaler Bezugsdauer und 4'400 Betroffenen rechne er allerdings mit
einer zusatzlichen Belastung der EO von CHF 77 Mio pro Jahr.

Ausléser fur die Revision waren diverse Postulate fur eine Verbesserung der
Rahmenbedingungen von betreuenden und pflegenden Angehdrigen gewesen, namlich
das Postulat Seydoux-Christe (cvp, JU; Po. 09.4199), ein Postulat der SGK-NR (Po.
13.3366) sowie das Postulat Muller-Altermatt (cvp, SO; Po. 16.3868).

In der Vernehmlassung, welche von September bis November 2018 dauerte, zeigte sich
ein breit abgestitzter Zuspruch vonseiten der Kantone, der Parteien, des
Stadteverbands sowie der Arbeitnehmerorganisationen. Die beiden
Arbeitgeberorganisationen SAV und SGV sowie die SVP lehnten die Vorlage hingegen
vollstdndig ab, wahrend sechs Kantone Vorbehalte bezilglich der meisten
vorgeschlagenen Massnahmen ausserten. Auf reges Interesse stiess die Vernehmlassung
auch bei zahlreichen Organisationen, etwa von Direktbetroffenen, Frauen, Verbédnden
fir Soziales oder Gesundheit - welche unaufgefordert diverse Stellungnahmen
einreichten.

Verschiedene in der Vernehmlassung gedusserte Punkte nahm der Bundesrat in der
Folge in den Gesetzesentwurf auf: Hatte er anfanglich keine Obergrenze fir den Bezug
kurzfristiger Abwesenheiten vorgeschlagen, entschied er sich nun mit zehn Tagen fur
den Mittelweg aus den eingetroffenen Stellungnahmen. Zweitens sah der
Gesetzesentwurf wie in der Vernehmlassung gefordert neu eine Definition der
schweren gesundheitlichen Beeintrachtigungen vor - gemass Vorentwurf hatten diese
in einer Verordnung geregelt werden sollen. Um die Flexibilitat der betreuenden Eltern
zu gewahrleisten, strich der Bundesrat auf Verlangen der
Vernehmlassungsteilnenmenden zudem die Mindestbezugsdauer des
Betreuungsurlaubs von einer Woche. Schliesslich strich er auch die Bestimmung,
wonach ein bereits bestehender Anspruch auf einen Intensivpflegezuschlag den
Anspruch auf eine Betreuungsentschadigung ausschliesst. ’

Suite au refus du Conseil national de classer I'initiative parlementaire Romano (pdc, Tl)
visant a introduire des allocations en cas d'adoption d'un enfant, la CSSS-CN a publié
un projet d'acte et un rapport explicatif en juillet 2019. Admettant une nécessité de
respecter |'égalité entre I'adoption et les liens de parenté biologiques, et considérant
toutefois qu'une mére adoptante n'a pas besoin de se remettre d'un accouchement, la
commission a proposé un projet dont la durée d'indemnisation serait plus courte.
Celui-ci prévoit une allocation de deux semaines, calquée sur le modele d'assurance
maternité, mais non limitée aux femmes. Les parents qui travaillent, a condition qu'ils
adoptent un enfant de moins de quatre ans et suspendent leur activité ou en réduisent
le taux dans I'année suivant I'adoption pourraient en bénéficier, a hauteur de 80% du
revenu moyen, ou de 80% de la diminution de revenu. Si plusieurs enfants sont adoptés
en méme temps les parents touchent seulement une allocation. Les cantons pourraient
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s'ils le souhaitent augmenter la durée de cette allocation et prélever des cotisations en
fonction. Au sein de la commission, deux projets de minorité ont été formulés. Une
minorité composée de député-e-s UDC et PLR a refusé une entrée en matiere sur ce
projet. Selon eux, I'adoption reléve de la responsabilité privée et une allocation mettrait
a mal le principe de solidarité des assurances sociales. L'autre minorité, constituée de
députées et députés PS et verts, a souhaité une allocation semblable a I'assurance
maternité, de méme durée, a répartir équitablement entre les deux parents.

Les résultats de la procédure de consultation ont dessiné trois tendances semblables.
Deux tiers des cantons, ainsi que le PDC, le PEV et le PVL ont estimé que le projet de la
commission était un premier pas dans la bonne direction. Le PS, le PES, les associations
de travailleurs et travailleuses ainsi que les cantons de ZH, BS, Tl, GE, VD et NE ont
souhaité une allocation plus longue, jugeant que deux semaines ne suffisaient pas
atteindre le but visé. Enfin, les cantons de ZG, LU, AG, SZ, OW et GL et FR - qui se sont
montrés critiques - ainsi que I'UDC, le PLR et les associations des milieux industriels et
patronaux ont rejeté le projet.

In der Frihjahrssession 2020 beriet der Standerat als Erstrat die Verlangerung der
Mutterschaftsentschadigung bei langerem Spitalaufenthalt des Neugeborenen.
Kommissionssprecherin Haberli-Koller (cvp, TG) présentierte dem Rat das Geschéaft und
zeigte sich im Namen der Kommission mehrheitlich zufrieden mit dem bundesratlichen
Vorschlag, der jahrlich CHF 5.9 Mio. kosten und Anderungen im EOG sowie im OR
beinhalten soll. Einzig bezlglich der Frage, ob die Verlangerung der Entschéadigung
davon abhéngig gemacht werden soll, ob die Mutter ihre Erwerbstatigkeit nach dem
Mutterschaftsurlaub weiterfihren werden oder nicht, schuf die SGK-SR mit 8 zu 5
Stimmen eine Anderung. Mit der bundesratlichen Regelung sollen die AHV-
Ausgleichskassen aufgrund von Bestatigungen der Arbeitgebenden zum Zeitpunkt der
Niederkunft prifen, ob nach Ende des Mutterschaftsurlaubs ein glltiges
Arbeitsverhaltnis besteht. Die Kommission erachtete eine solche Uberpriifung als
problematisch, weil eine entsprechende Bestatigung fur die Arbeitgebenden schwierig
zu erteilen sei, die Mutter von Neugeborenen, die langer im Spital bleiben mussten,
andere Prioritaten hatten und deren zuklinftige Erwerbstatigkeit auch vom Verlauf der
Genesung der Neugeborenen abhange. Entsprechend wollte sie die Nachweispflicht der
Weiterfuhrung der Erwerbstéatigkeit streichen. Die Verwaltung habe zudem darauf
hingewiesen, dass im Falle einer Streichung dieser Nachweispflicht ein weiterer, darauf
aufbauender Artikel gestrichen werden kénne. Da dies aber in der Kommission noch
nicht besprochen worden sei, bat Haberli-Koller den Nationalrat, diese Frage in seiner
Debatte noch zu klaren. Stillschweigend stimmte der Standerat dieser Anderung und im
Anschluss mit 42 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung) der Vorlage insgesamt zu. Die einzigen
Gegenstimmen stammten von zwei SVP-Standeraten. °

En juin 2020, le Conseil national a repris les discussions au sujet de ['initiative
vert'libérale pour un mariage pour toutes et tous. Il s'agissait de se prononcer sur le
projet de la CAJ-CN, présenté par Beat Flach (pvl, AG) et Laurence Fehimann Rielle (ps,
GE). La commission avait accepté I'entrée en matiere sur le projet en février 2015,
rejointe par sa commission sceur en septembre de la méme année. Elle décidait en
juillet 2018 de passer par la voie législative, c'est-a-dire sans modifier la Constitution.
Le projet contient trois points: 1) ouverture du mariage a tous les couples, par une
modification des articles 94 a 96 du code civil, 2) la suppression du partenariat
enregistré et la possibilité pour les couples sous ce régime de passer au mariage de
maniére facilitée et enfin 3) une modification de droit international pour que les
mariages conclus a I'étranger soient reconnus. Pour ne pas alourdir le projet et lui
garantir une possibilité de succes, la commission a choisi de ne modifier ni le régime
des assurances sociales, ni I'acces aux dons de sperme. Seule modification: les femmes
en couple homosexuel pourraient toucher une rente de veuve si elles ont plus de 45 ans
et mariées depuis plus de cing ans, comme les femmes en couple hétérosexuel. En
revanche, les hommes ne peuvent rien obtenir. L'acces a la procréation médicalement
assistée avait séduit une majorité des participants a la consultation (cantons, partis,
organisations et particuliers confondus), mais elle a été refusée au sein de la
commission par 13 voix contre 12.

Dans la chambre du peuple, le débat s'est déroulé en deux temps, lors des séances du 3
et du 11 juin 2020. Tous les groupes, a I'exception de I'UDC étaient d'accord avec le
principe central de l'initiative parlementaire. Les désaccords s'articulaient autour de
|'ouverture au don de sperme pour les couples lesbiens, ainsi que le droit a la filiation
directe, portés par une minorité Flach, soutenue par la gauche, le PLR et les
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Vert'libéraux. Le PDC a annoncé vouloir refuser le projet si le don de sperme en faisait
partie. L'argument principal autour du droit & la procréation et a la filiation étaient que,
comme I'a annoncé Tamara Funiciello (ps, BE), environ 30'000 enfants arc-en-ciel,
c'est-a-dire élevés dans une famille homoparentale, vivent en Suisse et nécessitent une
protection juridique, en cas par exemple de disparition du parent biologique, pour ne
pas se retrouver sans représentant.e légal.e. La proposition de minorité Flach a recueilli
124 suffrages positifs, 72 oppositions et une abstention. Les oppositions proviennent
d'une majorité des groupes UDC et PDC ainsi que de quelques PLR.

L'ensemble du projet a été plébiscité par 132 voix, contre 52 et 13 abstentions. Encore
une fois, les oppositions se trouvaient chez les groupes UDC et PDC, avec une dizaine
d'exceptions pour chacun des partis. ™

Suite au projet d'acte de la CSSS-CN, le Conseil national a débattu a nouveau des
allocations en cas d'adoption d'un enfant. Une majorité de la commission plébiscitait
I'entrée en matiére sur une allocation de deux semaines. Une minorité UDC-PLR
souhaitait un refus, tandis qu'une autre minorité, rose-verte et PDC demandait un
retour du projet en commission, pour proposer une allocation plus longue, qui se
monterait & 14 semaines. Les deux propositions de minorité ont été balayées, a 121 voix
contre 71 pour le rejet du texte et 109 voix contre 89 et une abstention pour le renvoi en
commission. Au final, le projet de la CSSS-CN a été accepté par 123 voix contre 70 et
une abstention. Les oppositions provenaient du camp UDC et d'une partie du PLR. "

Le Conseil des Etats s'est penché a son tour sur le projet de mariage pour toutes et
tous. Il a d'abord été question de la nécessité ou non de modifier la Constitution.
Malgré une opposition bourgeoise qui estime que ce texte définit le mariage de
maniere traditionnelle, c'est a dire hétérosexuelle, et devait donc étre modifié, les
sénateurs et sénatrices ont estimé par 22 voix contre 20 et deux abstentions qu'un
changement au niveau de la loi était suffisant. Malgré le camp bourgeois, encore, la
possibilité de recourir au don de sperme pour les couples lesbiens a été repéchée. La
naturalisation facilitée du ou de la conjointe a été acceptée, ainsi que l'adoption
conjointe. Le projet a été accepté lors du vote sur I'ensemble, par 22 voix contre 15 et
7 abstentions. Les partis de gauche et I'UDC ont voté en bloc, favorablement au projet
pour l'aile rose-verte et contre celui-ci pour les sénateurs du parti agraire. Huit élu-e-s
PLR ont voté oui, quatre se sont abstenu-e-s. Du c6té du PDC, la majorité a voté contre
le mariage pour toutes et tous, mais un sénateur a accepté et trois ont voté blanc. Le
projet est alors reparti vers le Conseil national pour I'élimination des divergences.

Aprés sept ans de travail parlementaire, le Parlement ouvre le mariage aux couples de
méme sexe. Le Conseil national a effacé les dernieres divergences existantes,
notamment l'accés au don de sperme pour couples lesbiens et la présomption de
parentalité de I'épouse d'une femme, malgré des oppositions du coété de I'UDC et du
PDC. L'objet a été accepté, par 24 voix contre 11 et 7 abstentions au Conseil des Etats et
136 voix contre 48 et 9 abstentions au Conseil national, lors du vote final. Les
oppositions sont a chercher du c6té de I'UDC et du groupe du Centre, qui ne se sont
toutefois pas montrés unanimes, certain-e-s d'entre elles et eux plébiscitant le projet
ou s'abstenant. ™

Kinder- und Jugendpolitik

Die Eidgendssische Kommission fiir Jugendfragen (EKJ) forderte in ihrer
Vernehmlassung zur Totalrevision der Bundesverfassung einen eigentlichen
Jugendartikel. Es ware unannehmbar, wenn die neue Verfassung die Jugend nur in
Zusammenhang mit Sport explizit erwdhnen wirde. Es gelte in erster Linie, eine
Verfassungsgrundlage fur das Bundesgesetz Uber die Férderung der ausserschulischen
Jugendarbeit zu schaffen. ™
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Menschen mit Behinderungen

BUNDESRATSGESCHAFT Ende Oktober gab der Bundesrat eine Revision des Bundesgesetzes iiber den

a/:;le/zﬂr\}n?;jsoérﬁ?u Militarpflichtersatz in die Vernehmlassung. Dabei wollte er den Militérpflichtersatz fur
Behinderte zwar erleichtern, nicht aber vollig abschaffen. Eine generelle Befreiung, so
argumentierte er, ware mit der allgemeinen Wehrpflicht kaum vereinbar; ein Abweichen
vom Grundsatz der Ersatzpflicht wirde letzlich deren Aufgabe bedeuten, weil jede
Dienstuntauglichkeit im weitesten Sinn als Invaliditat qualifiziert werden kénnte. Das
Gesetz soll aber so geandert werden, dass mehr Behinderte vom Militérpflichtersatz
befreit werden. Heute wird die Abgabe erlassen, wenn die Einkiinfte eines Invaliden das
betreibungsrechtliche Existenzminimum nicht um mehr als 50% Ubersteigen. Diese
Limite soll neu auf 100% angehoben werden.
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